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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 359/2011 DES RATES 

vom 12. April 2011 

über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen 
angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215 Absatz 2, 

gestützt auf den Beschluss 2011/235/GASP des Rates vom 
12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen und Organisationen angesichts der Lage in Iran ( 1 ), der 
gemäß Titel V Kapitel 2 des Vertrags über die Europäische 
Union erlassen wurde, 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Im Beschluss 2011/235/GASP ist vorgesehen, dass die 
Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Per­
sonen, die für schwere Menschenrechtsverletzungen in 
Iran verantwortlich sind, eingefroren werden. Diese na­
türlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen sind im Anhang des Beschlusses auf­
geführt. 

(2) Restriktive Maßnahmen sollten gegen Personen verhängt 
werden, die entgegen den internationalen Menschen­
rechtsverpflichtungen Irans an der Anordnung oder Be­
gehung schwerer Menschenrechtsverletzungen im Zuge 
der Repression gegen friedliche Demonstranten, Journa­
listen, Menschenrechtsverteidiger, Studenten oder andere 
Menschen, die für ihre legitimen Rechte einschließlich des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung eintreten, beteiligt 
oder hierfür verantwortlich waren, sowie gegen Personen, 
die an der Anordnung oder Begehung schwerer Verstöße 
gegen das Recht auf ein ordentliches Verfahren, von Fol­
ter, grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Be­
handlung oder der unterschiedslosen, übermäßigen und 
zunehmenden Anwendung der Todesstrafe einschließlich 

öffentlicher Hinrichtungen, Steinigungen, Hinrichtungen 
durch den Strang oder Hinrichtungen jugendlicher Straf­
täter beteiligt oder hierfür verantwortlich waren. 

(3) Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
daher bedarf es — insbesondere um ihre einheitliche 
Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mit­
gliedstaaten zu gewährleisten — zu ihrer Umsetzung 
Rechtsvorschriften auf Ebene der Union. 

(4) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech­
ten und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wur­
den, insbesondere mit dem Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht und dem 
Recht auf Schutz personenbezogener Daten. Diese Ver­
ordnung sollte unter Wahrung dieser Rechte angewandt 
werden. 

(5) In Anbetracht der politischen Lage in Iran und zur Wah­
rung der Übereinstimmung mit dem Verfahren zur Än­
derung und Überprüfung des Anhangs des Beschlusses 
2011/235/GASP sollte die Befugnis zur Änderung der 
Liste in Anhang I dieser Verordnung vom Rat ausgeübt 
werden. 

(6) Das Verfahren zur Änderung der Listen in Anhang I 
dieser Verordnung sollte unter anderem vorsehen, dass 
die benannten Personen, Organisationen oder Einrichtun­
gen die Gründe für die Aufnahme in die Listen erfahren, 
so dass sie die Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. 
Werden Bemerkungen oder wesentliche neue Beweise 
eingereicht, sollte der Rat seinen Beschluss im Lichte 
dieser Bemerkungen überprüfen und die betreffende Per­
son, Organisation oder Einrichtung entsprechend unter­
richten. 

(7) Zur Durchführung dieser Verordnung und zur Ereichung 
eines Höchstmaßes an Rechtssicherheit innerhalb der 
Union müssen die Namen und übrigen sachdienlichen 
Angaben zu den natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und 
wirtschaftliche Ressourcen nach dieser Verordnung einge­
froren werden müssen, veröffentlicht werden. Die Ver­
arbeitung personenbezogener Daten sollte unter Einhal­
tung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen
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Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtun­
gen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr ( 1 ) 
und der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr ( 2 ) 
erfolgen. 

(8) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vor­
gesehenen Maßnahmen gewährleistet ist, muss diese Ver­
ordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) „Gelder“ finanzielle Vermögenswerte und wirtschaftliche Vor­
teile jeder Art, die Folgendes einschließen, aber nicht darauf 
beschränkt sind: 

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungs­
anweisungen und andere Zahlungsmittel, 

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtun­
gen, Guthaben auf Konten, Zahlungsansprüche und ver­
briefte Forderungen, 

iii) öffentlich und privat gehandelte Wertpapiere und 
Schuldtitel einschließlich Aktien und Anteile, Wert­
papierzertifikate, Anleihen, Optionsscheine, Schuldver­
schreibungen und Derivatverträge, 

iv) Zinserträge, Dividenden und andere Einkünfte oder 
Wertzuwächse aus Vermögenswerten, 

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Bürgschaften, Vertrags­
erfüllungsgarantien oder andere finanzielle Ansprüche, 

vi) Akkreditive, Konnossemente, Sicherungsübereignungs­
urkunden, 

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsver­
mögen oder anderen Finanzressourcen; 

b) „Einfrieren von Geldern“ die Verhinderung jeglicher Form der 
Bewegung, des Transfers, der Veränderung und der Verwen­
dung von Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder ihres 
Einsatzes, wodurch das Volumen, die Höhe, die Belegenheit, 

das Eigentum, der Besitz, die Eigenschaften oder die Zweck­
bestimmung der Gelder verändert oder sonstige Veränderun­
gen bewirkt werden, die eine Nutzung der Gelder einschließ­
lich der Vermögensverwaltung ermöglichen; 

c) „wirtschaftliche Ressourcen“ Vermögenswerte jeder Art, un­
abhängig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweglich 
oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder 
handelt, die aber für den Erwerb von Geldern, Waren oder 
Dienstleistungen verwendet werden können; 

d) „Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen“ die Verhin­
derung ihrer Verwendung für den Erwerb von Geldern, Wa­
ren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das Ver­
mieten oder das Verpfänden dieser Ressourcen einschließt, 
aber nicht darauf beschränkt ist; 

e) „Gebiet der Union“ die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in 
denen der Vertrag Anwendung findet, nach Maßgabe der im 
Vertrag festgelegten Bedingungen, einschließlich ihres Luft­
raums. 

Artikel 2 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die 
Eigentum oder Besitz der in Anhang I aufgeführten natürlichen 
und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 
sind oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden, werden 
eingefroren. 

(2) Den in Anhang I aufgeführten natürlichen und juristi­
schen Personen, Organisationen und Einrichtungen dürfen we­
der unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Res­
sourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugute kommen. 

(3) Es ist verboten, wissentlich und absichtlich an Tätigkeiten 
teilzunehmen, mit denen unmittelbar oder mittelbar die Umge­
hung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen 
bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 3 

(1) Anhang I enthält eine Liste der Personen, die vom Rat 
nach Artikel 2 Absatz 1 des Beschlusses 2011/235/GASP als für 
schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran verantwortlich er­
mittelt worden sind, und der Personen, Organisationen und 
Einrichtungen, die mit ihnen in Verbindung stehen. 

(2) Anhang I enthält die Gründe für die Aufnahme der be­
treffenden Personen, Organisationen und Einrichtungen in die 
Liste. 

(3) Anhang I enthält, soweit verfügbar, auch Angaben, die 
zur Identifizierung der betreffenden natürlichen oder juristischen 
Personen, Organisationen oder Einrichtungen erforderlich sind. 
In Bezug auf natürliche Personen können diese Angaben Na­
men, einschließlich Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staats­
angehörigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Ge­
schlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf 
umfassen. In Bezug auf juristische Personen, Organisationen und 
Einrichtungen können diese Angaben Namen, Ort und Datum 
der Registrierung, Registriernummer und Geschäftssitz umfas­
sen.
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Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die in Anhang II auf­
geführten zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten die Frei­
gabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Res­
sourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirt­
schaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Be­
dingungen genehmigen, wenn sie festgestellt haben, dass die 
Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a) zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der in Anhang I auf­
geführten Personen und ihrer unterhaltsberechtigten Famili­
enangehörigen, unter anderem für die Bezahlung von Nah­
rungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und 
medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien 
und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen, erfor­
derlich sind, 

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und 
der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit 
der Erbringung von Rechtsdienstleistungen dienen, 

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Dienstleis­
tungskosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwal­
tung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 
dienen oder 

d) für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich 
sind, vorausgesetzt, dass in diesem Fall der Mitgliedstaat 
die Gründe, aus denen seines Erachtens die Genehmigung 
erteilt werden sollte, mindestens zwei Wochen vor der Ge­
nehmigung den anderen Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion mitgeteilt hat. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach Absatz 1 
erteilte Genehmigung. 

Artikel 5 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die in Anhang II auf­
geführten zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten die Frei­
gabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Res­
sourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen er­
füllt sind: 

a) Die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 
sind Gegenstand eines Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts, das vor dem Datum, an dem die in Artikel 2 ge­
nannte Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I 
aufgenommen wurde, von einem Gericht, einer Verwaltungs­
stelle oder einem Schiedsgericht angeordnet oder festgestellt 
wurde, oder sie sind Gegenstand einer vor diesem Datum 
ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungs­
stelle oder eines Schiedsgerichts, 

b) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 
werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließ­
lich für die Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch 
ein solches Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht gesichert 
sind oder deren Bestehen in einer solchen Entscheidung an­
erkannt worden ist, 

c) das Sicherungs- oder Zurückbehaltungsrecht oder die Ent­
scheidung kommt nicht einer in Anhang I aufgeführten Per­
son, Organisation oder Einrichtung zugute, und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- oder Zurückbehaltungs­
rechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch 
zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach Absatz 1 
erteilte Genehmigung. 

Artikel 6 

(1) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht für die auf eingefrorenen 
Konten erfolgte Gutschrift von 

a) Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten oder 

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in 
Artikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Orga­
nisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde, 
geschlossen wurden beziehungsweise entstanden sind, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach 
Artikel 2 Absatz 1 eingefroren werden. 

(2) Artikel 2 Absatz 2 hindert die Finanz- und Kreditinstitute 
in der Union nicht daran, Gelder, die auf das Konto einer in der 
Liste geführten natürlichen oder juristischen Person, Organisa­
tion oder Einrichtung überwiesen werden, auf den eingefrorenen 
Konten gutzuschreiben, sofern die auf diesen Konten gut­
geschriebenen Beträge ebenfalls eingefroren werden. Die Finanz- 
und Kreditinstitute unterrichten unverzüglich die betreffende 
zuständige Behörde über diese Transaktionen. 

Artikel 7 

Schuldet eine in Anhang I aufgeführte Person, Organisation 
oder Einrichtung Zahlungen aufgrund von Verträgen, Verein­
barungen oder Verpflichtungen, die von der betreffenden Per­
son, Organisation oder Einrichtung vor dem Datum geschlossen 
wurden beziehungsweise für sie entstanden sind, an dem diese 
Person, Organisation oder Einrichtung benannt wurde, so kön­
nen die auf den Websites in Anhang II aufgeführten zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 2 die 
Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen 
genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die betreffende zuständige Behörde hat festgestellt, dass 

i) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen für eine von 
einer in Anhang I aufgeführten Person, Organisation oder 
Einrichtung geschuldete Zahlung verwendet werden sol­
len, und 

ii) die Zahlung nicht gegen Artikel 2 Absatz 2 verstößt; und 

b) der betreffende Mitgliedstaat hat diese Feststellung und seine 
Absicht, die Genehmigung zu erteilen, mindestens zwei Wo­
chen vor Erteilung der Genehmigung den anderen Mitglied­
staaten und der Kommission mitgeteilt.
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Artikel 8 

(1) Die natürlichen und juristischen Personen, Organisatio­
nen und Einrichtungen sowie ihre Führungskräfte und Beschäf­
tigten, die im guten Glauben, im Einklang mit dieser Verord­
nung zu handeln, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen ein­
frieren oder ihre Bereitstellung ablehnen, können hierfür nicht 
haftbar gemacht werden, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass 
das Einfrieren oder das Zurückhalten der Gelder oder wirtschaft­
lichen Ressourcen auf Fahrlässigkeit beruht. 

(2) Die natürlichen und juristischen Personen, Organisatio­
nen und Einrichtungen, die Gelder oder wirtschaftliche Ressour­
cen zur Verfügung gestellt haben, können im Zusammenhang 
mit dem Verbot nach Artikel 2 Absatz 2 nicht haftbar gemacht 
werden, wenn sie nicht wussten und keinen Grund zu der 
Annahme hatten, dass sie mit ihrem Handeln gegen dieses Ver­
bot verstoßen. 

Artikel 9 

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Anzei­
gepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind na­
türliche und juristische Personen, Organisationen und Einrich­
tungen verpflichtet, 

a) Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung er­
leichtern, wie etwa über die nach Artikel 2 eingefrorenen 
Konten und Beträge, umgehend der auf der Website in An­
hang II aufgeführten zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, 
in dem sie ihren Sitz bzw. Wohnsitz haben, und — direkt 
oder über die Mitgliedstaaten — der Kommission zu über­
mitteln und 

b) mit dieser zuständigen Behörde bei der Überprüfung dieser 
Informationen zusammenzuarbeiten. 

(2) Die nach diesem Artikel übermittelten oder erhaltenen 
Informationen dürfen nur für die Zwecke verwendet werden, 
für die sie übermittelt oder entgegengenommen wurden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission und unterrichten ei­
nander umgehend über die nach dieser Verordnung getroffenen 
Maßnahmen und teilen einander ihnen im Zusammenhang mit 
dieser Verordnung vorliegende sonstige sachdienliche Informa­
tionen mit, insbesondere über Verstöße, Vollzugsprobleme und 
Urteile einzelstaatlicher Gerichte. 

Artikel 11 

Die Kommission wird ermächtigt, Anhang II auf der Grundlage 
der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen zu 
ändern. 

Artikel 12 

(1) Beschließt der Rat, die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Maßnahmen auf eine natürliche oder juristische Person, Orga­
nisation oder Einrichtung anzuwenden, so ändert er Anhang I 
entsprechend. 

(2) Der Rat setzt die natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen entweder auf direktem Weg, 
falls deren Anschrift bekannt ist, oder durch die Veröffent­
lichung einer Bekanntmachung von seinem Beschluss und den 
Gründen für ihre Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt 
dabei diesen natürlichen oder juristischen Personen, Organisa­
tionen oder Einrichtungen Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stich­
haltige neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat seinen 
Beschluss und unterrichtet die natürliche oder juristische Person, 
Organisation oder Einrichtung entsprechend. 

(4) Die Liste in Anhang I wird in regelmäßigen Abständen, 
mindestens aber alle 12 Monate überprüft. 

Artikel 13 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über die bei ei­
nem Verstoß gegen diese Verordnung zu verhängenden Sank­
tionen und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicher­
zustellen, dass diese Sanktionen angewandt werden. Die Sank­
tionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein. 

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission diese 
Vorschriften unverzüglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
und notifizieren ihr jede spätere Änderung. 

Artikel 14 

Enthält diese Verordnung eine Notifizierungs-, Informations- 
oder sonstige Mitteilungspflicht gegenüber der Kommission, so 
werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten ver­
wendet, die Anhang II angegeben sind. 

Artikel 15 

Diese Verordnung gilt 

a) im Gebiet der Union einschließlich ihres Luftraums, 

b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt 
der Mitgliedstaaten unterstehen, 

c) für Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats 
besitzen, innerhalb und außerhalb des Gebiets der Union, 

d) für die nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründeten 
oder eingetragenen juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, 

e) für juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen 
in Bezug auf Geschäfte, die ganz oder teilweise in der Union 
getätigt werden. 

Artikel 16 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft.

DE L 100/4 Amtsblatt der Europäischen Union 14.4.2011



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. April 2011. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG I 

Liste der in Artikel 2 Absatz 1 genannten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen 

Personen 

Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

1. AHMADI-MOQADDAM 
Esmail 

Geburtsort: Teheran 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1961 

Chef der iranischen Polizei. Polizeikräfte unter 
seiner Führung führten brutale Angriffe auf fried­
liche Proteste und am 15. Juni 2009 einen ge­
waltsamen Angriff bei Nacht auf die Schlafsäle 
der Teheraner Universität durch. 

2. ALLAHKARAM Hossein Chef der Ansar-e Hezbollah und Oberst in der 
Iranischen Revolutionsgarde. Mitbegründer der 
Ansar-e Hezbollah. Diese paramilitärische Truppe 
war für extreme Gewalt beim Vorgehen gegen 
Studenten und Universitäten 1999, 2002 und 
2009 verantwortlich. 

3. ARAGHI (ERAGHI) 
Abdollah 

Stellvertretender Leiter der Landstreitkräfte der 
Iranischen Revolutionsgarde. 
Hatte direkte und persönliche Verantwortung für 
die Niederschlagung der Proteste den ganzen 
Sommer 2009 über. 

4. FAZLI Ali Stellvertretender Kommandeur der Bassidsch, frü­
herer Leiter des Seyyed al-Shohada Korps der Ira­
nischen Revolutionsgarde, Provinz Teheran (bis 
Februar 2010). Das Seyyed al-Shohada Korps ist 
für die Sicherheit in der Provinz Teheran zustän­
dig und spielte 2009 eine Schlüsselrolle bei der 
brutalen Repression gegen Protestteilnehmer. 

5. HAMEDANI Hossein Leiter des Rassoulollah Korps der Iranischen Re­
volutionsgarde, seit November 2009 zuständig 
für den Großraum Teheran. Das Rassoulollah 
Korps ist für die Sicherheit im Großraum Teheran 
zuständig und spielte 2009eine Schlüsselrolle bei 
der gewaltsamen Repression gegen Protestteilneh­
mer. Verantwortlich für die Niederschlagung der 
Proteste während der Ereignisse von Ashura (De­
zember 2009) und danach. 

6. JAFARI Mohammad-Ali 
(alias ”Aziz Jafari“) 

Geburtsort: Yazd 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1.9.1957 

Oberkommandierender der Iranischen Revoluti­
onsgarde. Die Iranische Revolutionsgarde und 
der Stützpunkt Sarollah unter dem Kommando 
von General Aziz Jafari spielten eine Schlüssel­
rolle bei den illegalen Eingriffen in die Präsident­
schaftswahlen von 2009, bei Festnahmen und 
Inhaftierungen von politischen Aktivisten sowie 
bei Zusammenstößen mit Protestierenden auf 
der Straße. 

7. KHALILI Ali General der Iranischen Revolutionsgarde, Leiter 
der medizinischen Einheit des Stützpunkts Sarol­
lah. Er unterzeichnete am 26. Juni 2009 ein 
Schreiben an das Gesundheitsministerium, in 
dem die Aushändigung von Unterlagen oder Pa­
tientenakten an Personen, die bei den Ereignissen 
nach den Wahlen verletzt oder in ein Kranken­
haus eingewiesen wurden, untersagt wird. 

8. MOTLAGH Bahram 
Hosseini 

Leiter des Seyyed al-Shohada Korps der Ira­
nischen Revolutionsgarde, Provinz Teheran. Das 
Seyyed al-Shohada Korps spielte eine Schlüssel­
rolle in der Organisation der Niederschlagung 
von Protesten.
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Name Identifizierungs- 
infomationen Gründe 

Zeitpunkt 
der 

Aufnahme 
in die Liste 

9. NAQDI 
Mohammad-Reza 

Geburtsort: Najaf 
(Irak) – Geburtsdatum: 
etwa 1952 

Kommandeur der Bassidsch. Als Kommandeur 
der Bassidsch-Streitkräfte der Iranischen Revoluti­
onsgarde war Naqdi für Übergriffe der Bassidsch 
Ende 2009, einschließlich für die gewaltsame Re­
aktion auf die Proteste am Ashura-Tag, bei denen 
15 Menschen starben und Hunderte von Protest­
teilnehmern verhaftet wurden, verantwortlich 
oder daran beteiligt. 
Vor seiner Ernennung zum Kommandeur der 
Bassidsch im Oktober 2009 war Naqdi Leiter 
der Geheimdienstabteilung der Bassidsch und ver­
antwortlich für die Verhöre der Personen, die bei 
der Niederschlagung der Proteste nach den Wah­
len verhaftet wurden. 

10. RADAN Ahmad-Reza Geburtsort: Isfahan 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1963 

Stellvertretender Leiter der iranischen Polizei. Als 
stellvertretender Leiter der iranischen Polizei seit 
2008 ist Radan dafür verantwortlich, dass Polizei­
kräfte Protestteilnehmer geschlagen, ermordet 
oder willkürlich festgenommen und inhaftiert ha­
ben. 

11. RAJABZADEH 
Azizollah 

Ehemaliger Leiter der Teheraner Polizei (bis Ja­
nuar 2010). Als Kommandeur der Strafverfol­
gungskräfte im Großraum Teheran ist Azizollah 
Rajabzadeh der hochrangigste Beschuldigte im 
Fall der Übergriffe in der Haftanstalt Kahrizak. 

12. SAJEDI-NIA Hossein Leiter der Teheraner Polizei, ehemaliger stellver­
tretender Leiter der iranischen Polizei mit Zustän­
digkeit für Polizeieinsätze. Er ist für das Innen­
ministerium für die Koordinierung von Repressi­
onseinsätzen in der iranischen Hauptstadt zustän­
dig. 

13. TAEB Hossein Geburtsort: Teheran - 
Geburtsdatum: 1963 

Ehemaliger Kommandeur der Bassidsch (bis Ok­
tober 2009). Derzeit stellvertretender Komman­
deur der Iranischen Revolutionsgarde für den Ge­
heimdienst. Die Streitkräfte unter seinem Kom­
mando haben an Massenschlägereien, an der Er­
mordung, Inhaftierung und Folterung friedlicher 
Protestteilnehmer teilgenommen. 

14. SHARIATI Seyeed 
Hassan 

Oberhaupt der Justiz von Mashhad. Gerichtsver­
fahren unter seiner Aufsicht wurden summarisch 
und unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt, 
wobei Grundrechte der Angeklagten missachtet 
wurden und unter Druck und Folter erpresste 
Aussagen verwertet wurden. Da Vollzugsentschei­
dungen en masse getroffen wurden, wurden To­
desstrafen ohne faire Anhörungsverfahren ver­
hängt. 

15. DORRI-NADJAFABADI 
Ghorban-Ali 

Geburtsort: Najafabad 
(Iran) - Geburtsdatum: 
1945 

Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Iran (bis Sep­
tember 2009) (ehemaliger Geheimdienstminister 
unter Präsident Khatami). Als Generalstaatsanwalt 
von Iran befahl und überwachte er nach den 
ersten Protesten nach den Wahlen Schauprozesse, 
bei denen den Angeklagten das Recht auf einen 
Anwalt verweigert wurde. Er trägt außerdem Ver­
antwortung an den Übergriffen in Kahrizak. 

16. HADDAD Hassan 
(alias Hassan ZAREH 
DEHNAVI) 

Richter, Revolutionsgericht in Teheran, Abteilung 
26. Er war zuständig für die Fälle von Inhaftier­
ten, die während der Krise nach den Wahlen fest­
genommen wurden, und drohte regelmäßig den 
Familien der Inhaftierten, um ihr Schweigen zu 
erlangen. Er wirkte an der Ausstellung von Be­
fehlen zur Inhaftierung in der Haftanstalt Kahri­
zak mit.
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17. Hodjatoleslam Seyed 
Mohammad SOLTANI 

Richter, Revolutionsgericht von Mashhad. Ge­
richtsverfahren unter seiner Aufsicht wurden 
summarisch und unter Ausschluss der Öffentlich­
keit geführt, wobei Grundrechte der Angeklagten 
missachtet wurden. Da Vollzugsentscheidungen 
en masse getroffen wurden, wurden Todesstrafen 
ohne faire Anhörungsverfahren verhängt. 

18. HEYDARIFAR 
Ali-Akbar 

Richter, Revolutionsgericht von Teheran. Er 
nahm an Gerichtsverfahren gegen Protestteilneh­
mer teil. Er wurde von der Justiz zu den Über­
griffen in Kahrizak gehört. Er wirkte an der Aus­
stellung von Befehlen zur Überstellung von Inhaf­
tierten an die Haftanstalt Kahrizak mit. 

19. JAFARI-DOLATABADI 
Abbas 

Generalstaatsanwalt von Teheran seit August 
2009. Dolatabadis Amt klagte eine große Zahl 
von Protestteilnehmern an, auch Personen, die 
an den Protesten am Ashura-Tag im Dezember 
2009 teilnahmen. Er ordnete die Schließung des 
Büros von Karroubi im September 2009 und die 
Verhaftung verschiedener Reformpolitiker an; fer­
ner verbot er im Juni 2010 zwei reformpolitische 
Parteien. Sein Amt klagte Protestteilnehmer der 
Moharebeh, der „Feindschaft gegen Gott“ an, die 
mit dem Tod bestraft wird; den Angeklagten, de­
nen die Todesstrafe drohte, wurde ein fairer Pro­
zess versagt. Sein Amt nahm ferner im Rahmen 
eines breit angelegten Vorgehens gegen die poli­
tische Opposition Reformer, Menschenrechtsakti­
visten und Medienvertreter ins Visier und nahm 
Verhaftungen vor. 

20. MOGHISSEH 
Mohammad 
(alias NASSERIAN) 

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Tehe­
ran, Abteilung 28. Er ist für Fälle von Teilneh­
mern an den Prostesten nach den Wahlen zustän­
dig. Er verhängte im Rahmen unfairer Gerichts­
verfahren gegen soziale und politische Aktivisten 
und Journalisten lange Gefängnisstrafen und in 
mehreren Fällen die Todesstrafe für Protestteil­
nehmer und soziale und politische Aktivisten. 

21. MOHSENI-EJEI 
Gholam-Hossein 

Geburtsort: Ejiyeh - 
Geburtsdatum: etwa 
1956 

Generalstaatsanwalt von Iran seit September 
2009 und Sprecher der Justiz (ehemaliger Ge­
heimdienstminister während der Wahlen 2009). 
In seiner Zeit als Geheimdienstminister während 
der Wahlen waren ihm unterstehende Angehörige 
des Geheimdienstes verantwortlich für Inhaftie­
rungen, Folter und Erpressung falscher Geständ­
nisse unter Druck von Hunderten von Aktivisten, 
Journalisten, Dissidenten und Reformpolitikern. 
Außerdem wurden politische Akteure bei uner­
träglichen Verhören, bei denen es zu Folter, Miss­
handlung, Erpressung und Bedrohung von Fami­
lienangehörigen kam, zu falschen Geständnissen 
gezwungen. 

22. MORTAZAVI Said Geburtsort: Meybod, 
Yazd (Iran) - Geburts­
datum: 1967 

Leiter der iranischen Task Force zur Schmuggel­
bekämpfung, ehemaliger Generalstaatsanwalt von 
Teheran (bis August 2009). Als Generalstaats­
anwalt von Teheran stellte er eine Blankovoll­
macht für die Inhaftierung hunderter Aktivisten, 
Journalisten und Studenten aus. Er wurde nach 
einer Untersuchung seiner Rolle beim Tod von 
drei Männern, die nach den Wahlen auf seine 
Anordnung hin festgenommen wurden, durch 
die iranische Justiz im August 2010 vom Amt 
suspendiert.
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23. PIR-ABASSI Abbas Revolutionsgericht Teheran, Abteilungen 26 und 
28. Er ist für Fälle von Teilnehmern an den Pros­
testen nach den Wahlen zuständig; er verhängte 
im Rahmen unfairer Gerichtsverfahren gegen 
Menschenrechtsaktivisten lange Gefängnisstrafen 
und in mehreren Fällen die Todesstrafe für Pro­
testteilnehmer. 

24. MORTAZAVI Amir Stellvertretender Staatsanwalt von Mashhad. Ver­
fahren unter seiner Anklage wurden summarisch 
und unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt, 
wobei Grundrechte der Angeklagten missachtet 
wurden. Da Vollzugsentscheidungen en masse ge­
troffen wurden, wurden Todesstrafen ohne faire 
Anhörungsverfahren verhängt. 

25. SALAVATI 
Abdolghassem 

Richter, Leiter des Revolutionsgerichts von Tehe­
ran, Abteilung 15. Er ist für Fälle von Teilneh­
mern an den Prostesten nach den Wahlen zustän­
dig und war der vorsitzende Richter der Schau­
prozesse im Sommer 2009; er verurteilte zwei 
Monarchisten im Rahmen dieser Schauprozesse 
zum Tode. Er verurteilte mehr als hundert politi­
sche Gefangene, Menschenrechtsaktivisten und 
Demonstranten zu langen Gefängnisstrafen. 

26. SHARIFI Malek Adjar Leiter der Justiz in Ostaserbaidschan. Er war zu­
ständig für das Gerichtsverfahren gegen Sakineh 
Mohammadi-Ashtiani. 

27. ZARGAR Ahmad Richter, Berufungsgericht von Teheran, Abteilung 
36. Er bestätigte langjährige Gefängnis- und To­
desstrafen gegen Protestteilnehmer. 

28. YASAGHI Ali-Akbar Richter, Revolutionsgericht von Mashhad. Ge­
richtsverfahren unter seiner Aufsicht wurden 
summarisch und unter Ausschluss der Öffentlich­
keit geführt, wobei Grundrechte der Angeklagten 
missachtet wurden. Da Vollzugsentscheidungen 
en masse getroffen wurden, wurden Todesstrafen 
ohne faire Anhörungsverfahren verhängt. 

29. BOZORGNIA Mostafa Leiter der Abteilung 350 des Evin-Gefängnisses. 
Bei mehreren Gelegenheiten wandte er unverhält­
nismäßige Gewalt gegen Gefangene an. 

30. ESMAILI 
Gholam-Hossein 

Leiter der Gefängnisorganisation in Iran. In dieser 
Eigenschaft wirkte er an der massenhaften Inhaf­
tierung von politischen Protestierern und der Ver­
tuschung von Übergriffen im Gefängnissystem 
mit. 

31. SEDAQAT Farajollah Stellvertretender Sekretär der Allgemeinen Ge­
fängnisverwaltung in Teheran - ehemaliger Leiter 
des Evin-Gefängnisses, Teheran (bis Oktober 
2010); in dieser Zeit kam es zu Folterungen. Er 
war Aufseher und bedrohte vielfach Gefangene 
und übte Druck auf sie aus. 

32. ZANJIREI 
Mohammad-Ali 

Als stellvertretender Leiter der Gefängnisorganisa­
tion in Iran ist er verantwortlich für Übergriffe 
und Entrechtung in Haftanstalten. Er ordnete für 
viele Insassen Einzelhaft an.
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ANHANG II 

Liste der in Artikel 4 Absatz 1, Artikel 5 Absatz 1, Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 1 genannten zuständigen 
Behörden in den Mitgliedstaaten und Anschrift für Notifikationen an die Europäische Kommission 

A. Zuständige Behörden in den Mitgliedstaaten: 

BELGIEN 
http://www.diplomatie.be/eusanctions 

BULGARIEN 
http://www.mfa.bg/bg/pages/view/5519 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 
http://www.mfcr.cz/mezinarodnisankce 

DÄNEMARK 
http://www.um.dk/da/menu/Udenrigspolitik/FredSikkerhedOgInternationalRetsorden/Sanktioner/ 

DEUTSCHLAND 
http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Aussenwirtschaft/Aussenwirtschaftsrecht/embargos.html 

ESTLAND 
http://www.vm.ee/est/kat_622/ 

IRLAND 
http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id = 28519 

GRIECHENLAND 
http://www.mfa.gr/www.mfa.gr/en-US/Policy/Multilateral + Diplomacy/Global + Issues/International + Sanctions/ 

SPANIEN 
http://www.maec.es/es/MenuPpal/Asuntos/Sanciones%20Internacionales/Paginas/ Sanciones_%20Internacionales.aspx 

FRANKREICH 
http://www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions/ 

ITALIEN 
http://www.esteri.it/MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm 

ZYPERN 
http://www.mfa.gov.cy/sanctions 

LETTLAND 
http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539 

LITAUEN 
http://www.urm.lt 

LUXEMBURG 
http://www.mae.lu/sanctions 

UNGARN 
http://www.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/ 

MALTA 
http://www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp
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NIEDERLANDE 
http://www.minbuza.nl/sancties 

ÖSTERREICH 
http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id = 12750&LNG = en&version= 

POLEN 
http://www.msz.gov.pl 

PORTUGAL 
http://www.min-nestrangeiros.pt 

RUMÄNIEN 
http://www.mae.ro/node/1548 

SLOWENIEN 
http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/ 

SLOWAKEI 
http://www.foreign.gov.sk 

FINNLAND 
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet 

SCHWEDEN 
http://www.ud.se/sanktioner 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 
www.fco.gov.uk/competentauthorities 

B. Anschrift für Notifikationen und sonstige Mitteilungen an die Europäische Kommission: 

Europäische Kommission 
Dienst für außenpolitische Instrumente 
CHAR 12/106 
1049 Bruxelles/Brussel 
Belgien 

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu 
Tel.: (32 2) 295 55 85 
Fax (32 2) 299 08 73
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